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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Konjunkturlage- und politik

Le sénateur Werner Salzmann (udc, BE) a déposé une motion qui vise la prolongation
des indemnisations des indépendants touchés par les mesures liées au Covid-19.
Cette motion est identique à la motion 20.3825 déposée par l'ensemble du Groupe
UDC au Conseil national. Pour être précis, le sénateur considère que tant que des
mesures imposées par le Conseil fédéral restreignent les activités d’indépendants, ils
doivent pouvoir bénéficier de l’allocation perte de gain (APG) ou de l’indemnité pour
réduction de l’horaire de travail (RHT). 
Le Conseil fédéral s’est opposé à la motion. D’abord, il a précisé que les indépendants
touchés par les mesures ont continué de bénéficier des allocation perte de gains tant
que des mesures du Conseil fédéral étaient en place. Ensuite, il a précisé que l’accès au
RHT avait pour objectif d’éviter des licenciements à court terme, or les indépendants et
les personnes ayant une position assimilable à un employeur ne sont pas les premières
concernées par des licenciements à court terme. Finalement, il a rappelé que
l’Ordonnance sur les pertes de gains Covid-19 a été adaptée pour prendre en compte la
suppression de la plupart des évènements en Suisse. Lors du vote au Conseil des Etats,
la motion a été rejetée par 20 voix contre 14 et 9 abstentions, sans débat. Le Conseil
des Etats semble donc prendre une direction inverse du Conseil national qui à, quant à
lui, adopté la motion 20.3825. 1

MOTION
DATUM: 09.09.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

Strukturpolitik

Die zuständige WAK-SR teilte im Frühling 2022 die Ansicht von Motionär Stöckli (sp, BE),
dass es bei vielversprechenden Projekten im Bereich der Nachhaltigkeit und
Digitalisierung im Tourismussektor an langfristigen Finanzierungsmöglichkeiten fehle.
Die derzeit geltende Regelung von Innotour erlaube nur Anschubfinanzierungen und
ermögliche keine ausreichende, langfristige Vernetzung zwischen den vielen – teilweise
kleinen – Akteuren. Die Kommission beantragte das Anliegen zusammen mit einer
Motion Cottier (fdp, NE; Mo. 21.3278), welche ein nachhaltiges
Unterstützungsprogramm für den Schweizer Tourismus forderte, deshalb zur Annahme.

In der Sommersession 2022 beriet der Ständerat sodann die beiden Motionen
zusammen. Während er die Motion Cottier, die auch vom Bundesrat unterstützt worden
war, stillschweigend guthiess, nahm er die Motion Stöckli mit 29 zu 4 Stimmen bei 5
Enthaltungen an. Kommissionssprecher Hans Wicki (fdp, NW) erläuterte erneut den
Standpunkt der Kommission, dass Projekte nur durch eine langfristige Finanzierung
auch nachhaltig sein könnten. Bei einer Anschubfinanzierung drohe, dass die
verwendeten Bundesgelder nicht effizient eingesetzt würden, falls das Projekt aufgrund
fehlender Mittel nicht weitergeführt werde. Wirtschaftsminister Guy Parmelin erklärte
hingegen, dass es nicht Aufgabe des Bundes sei, touristische Infrastrukturen auf die
lange Frist zu finanzieren. Er sah den Aspekt der Nachhaltigkeit darin, dass auch die
Akteure selber zum Erfolg beitragen müssten. Wenn ein Projektstart erfolgreich
verlaufe, könne zudem im Rahmen von Innotour eine Unterstützung für ein darauf
aufbauendes Projekt beantragt werden. Eine langfristige Finanzierung würde des
Weiteren dazu führen, dass nur einige wenige Projekte durchgeführt werden könnten
und viele andere Projekte das Nachsehen hätten, argumentierte Parmelin weiter.
Diesem Votum folgend und somit gegen die Ausschüttung neuer Subventionen im
Tourismusbereich stimmten schliesslich nur die drei SVP-Ständeräte Hansjörg Knecht
(AG), Werner Salzmann (BE) und Jakob Stark (TG) sowie der Parteilose Thomas Minder
(SH) gegen die Motion. Der Vorstoss ging damit an den Nationalrat. 2

MOTION
DATUM: 14.06.2022
MARCO ACKERMANN
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Mit 24 zu 18 Stimmen bei 1 Enthaltung trat der Ständerat in der Sommersession 2023
nicht auf die Änderung der Bundesverfassung und des ParlG zur Einführung einer
Regulierungsbremse gemäss der Motion 16.3360 ein. Während sich die SPK-SR im
Vorfeld für Nichteintreten ausgesprochen hatte, hatte eine Minderheit Salzmann (svp,
BE) Eintreten beantragt. Kommissionssprecher Hans Stöckli (sp, BE) erläuterte die
vielen problematischen Aspekte der Vorlage aus Sicht der Kommissionsmehrheit.
Erstens sei es aus staatspolitischer Sicht heikel, Unternehmen gegenüber anderen
Akteursgruppen bevorzugt zu behandeln. Zweitens dürften die direkten Auswirkungen
bei Annahme der Vorlage minim sein, da diese Regel gemäss Verwaltung bei höchstens
0.5 Prozent aller Abstimmungen Anwendung finden würde und ihr Nutzen nicht
belegbar sei. Drittens fokussiere die Regel nur auf die Kosten, nicht aber auf den
Nutzen, der eine neue Norm schaffe, was eine zu einseitige Betrachtung darstelle.
Viertens sei es schwierig, Folgekosten von neuen Gesetzen abzuschätzen, was in der
Folge Rechtsunsicherheit bezüglich der Frage schaffe, ob eine bestimmte Abstimmung
dem qualifizierten Mehr zu unterstellen sei oder nicht. Schliesslich solle sich das
Parlament «nicht ohne Not selbst binden». Dem Anliegen der ursprünglichen Motion
der FDP-Fraktion könne im Rahmen des Unternehmensentlastungsgesetzes besser
Rechnung getragen werden, schloss Stöckli. Werner Salzmann erkannte hingegen
Handlungsbedarf und zeigte sich von dem vom Bundesrat präsentierten
Umsetzungsvorschlag überzeugt. Der Wirtschaftsstandort Schweiz könne so gestärkt
werden, da unnötige Regulierungen die Produktivität und die Wettbewerbsfähigkeit
hemmen würden. Auch wenn die Vorlage in der Vernehmlassung auf Widerstand
gestossen sei, könne sie in Zukunft durch die zur Änderung der Verfassung nötige
obligatorische Volksabstimmung legitimiert werden. Auch Hannes Germann (svp, SH)
plädierte im Rat dafür, auf die Vorlage einzutreten, damit sich die Kommission erneut
mit dem Anliegen auseinandersetzen könne. Diese könne die
Regulierungskostenbremse gegebenenfalls auch auf Individuen ausweiten und damit
die Chance eröffnen, «aus dem noch nicht Perfekten etwas Perfektes zu machen». Eine
Mehrheit des Rates folgte schliesslich der bundesrätlichen Ansicht, wonach der
vorliegende Entwurf nicht «le moyen approprié pour atteindre l'objectif visé» (Guy
Parmelin) sei. Die befürwortenden Stimmen stammten von Ständerätinnen und
Ständeräte der SVP- und der FDP-Fraktionen. 3
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1) BO CE, 2020, p.706
2) AB SR, 2022, S. 524 ff.; Bericht WAK-SR vom 24.3.22
3) AB SR, 2023, S. 504 ff.
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